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Reglementierung
der ärztlichen Tätigkeit

Die zunehmende Reglementierung in
der Praxis führt in der Tat zu viel zu-
sätzlichem Aufwand, der nicht nur mich
je länger, je mehr demotiviert, weiterhin
als Grundversorger in der Praxis tätig zu
sein («Wie das BAG die Ärzte zur Ver-
zweiflung bringt», NZZ 8. 2. 23).

Sowohl Bund als auch Kantone er-
höhten in den letzten Jahrzehnten die
Zahl der Vorschriften für die Tätigkeit
in der Arztpraxis. Relevantes wie zum
Beispiel die einfache Sterilisation von
Instrumenten in der Grundversorger-
praxis wurde vollkommen realitäts- und
praxisfremd ohne irgendwelchen Nut-
zen für die Patienten so überreglemen-
tiert, dass etliche Praxen dies heute nicht
mehr durchführen können und mit deut-
lich schlechteren Einweginstrumenten
arbeiten müssen.

Ein anderes Beispiel aus dem Kan-
ton Zürich: Es ist nicht möglich, in einer
kleinen Gemeinschaftspraxis mit der
Rechtsform einer einfachen Gesell-
schaft, Medikamente gemeinsam ein-
zukaufen. Vorschriftsgemäss müsste für
jeden Arzt eine separate Apotheke ge-
führt werden. Trotz dem gegenwärtig
gravierenden Medikamentenmangel ist
es uns verboten, nur Teile einer Packung
den Patienten abzugeben.

Dazu muss viel dokumentiert wer-
den ohne irgendeine messbare Quali-
tätsverbesserung. Unsere Mitarbeiten-
den arbeiten gleich gut und gewissen-
haft wie vor zwanzig Jahren, nur haben
sie und ich viel mehr nichtproduktive
Administrationsarbeit.

In den nächsten Jahren werden viele
Haus- und Kinderärzte das Pensions-
alter erreichen, die Nachfolge ist keines-
wegs gesichert. Die bereits bestehenden
und weitere, neue Reglementierungen
werden mehr Ärzte in die Pension trei-
ben, statt dass sie der Gesellschaft mit
ihrem Wissen und ihrer Erfahrung er-
halten bleiben.

Dr. med. Oliver Dätwyler,
Kinder- und Jugendarzt, Dietikon

Die im obigen Artikel erwähnten Pro-
bleme sind lediglich eine Facette eines
vielschichtigen Malaises. Nachfolgend
ein Beispiel zum Thema integrierte Ver-
sorgung. Dieses mag veranschaulichen,
weshalb die durch das BAG produzier-
ten, eigentlich wichtigen und gutgemein-
ten Strategiepapiere nur ungenügende
bis gar keine Wirkung entfalten:

Der ärztliche Arbeitsalltag im Be-
reich der Grundversorgung wandelt
sich: von der unabhängigen Versorgung
(Sprechstundentätigkeit mit einzelnen
Patienten) hin zu einer geteilten Ge-
sundheitsversorgung (Fallmanagement,
Kommunikation mit Spitälern, Verma-
schung mit Spitex usw.). Damit verbun-
den: eine stetige Zunahme der Arbeits-
aufwände im Hintergrund, in Abwesen-
heit der Patienten.

Nur: Diese Leistungen bleiben un-
sichtbar. In dem bis heute geltenden Tar-
med sind sie nur rudimentär abgebildet,
tarifarisch mit der tiefstmöglichen Mi-
nutage hinterlegt und zudem noch auf
60 Minuten innerhalb von drei Mona-
ten pro Patient gedeckelt.

Damit setzt der Bundesrat tarifa-
rische Fehlanreize und sabotiert da-
durch seine eigenen deklarierten Ziele
im Hinblick auf die dringend ange-
zeigte Entwicklung einer vernetzten,
ambulanten Versorgung der Schweizer
Bevölkerung in den Bereichen Alter,
Demenz, komplexe Erkrankungen und
Palliative Care.

Dieser Zustand wird zusätzlich ein-
gefroren, indem der Bundesrat die Ab-
lösung eines veralteten, noch aus der Ära
Dreifuss stammenden Tarmed durch
den zeitgemässen, durch FMH und
Krankenkassenverbände einvernehm-
lich entwickelten und ausgehandelten
Tardoc auf die lange Bank schiebt.

Andreas Gerber, Hausarzt, Bern

«Politische Schlagseite
am höchsten Gericht»

Die von der NZZ beklagte «politische
Schlagseite» am Bundesgericht ist eine
indirekte Auswirkung der rechtsstaat-
lich und demokratiepolitisch bedenk-
lichen Machenschaften der politischen
Parteien bei den Richterwahlen (NZZ
14. 2. 23).

Die Richterschaft wird in der Schweiz
nicht in erster Linie nach persönlicher
und fachlicher Eignung nominiert und
gewählt, sondern primär nach der Par-
teizugehörigkeit bzw. dem Parteienpro-
porz. Letzterer wird von den Parteien
ohne rechtliche Grundlage und damit
am Stimmvolk vorbei praktiziert.

Praktiker wissen, dass viele Juris-
ten am Anfang ihrer Karriere die Par-
teizugehörigkeit nicht nur nach welt-
anschaulichen und politischen Gründen
wählen, sondern häufig auch nach der
Wahrscheinlichkeit, innert nützlicher
Frist für ein Richteramt nominiert zu
werden.

Dadurch entspricht die ursprünglich
durchaus vernünftige Idee eines Spie-
gelbildes der Bevölkerung in der Rich-
terschaft je länger, desto weniger der
Wirklichkeit.

Hinzu kommt, dass nach einer seit
Jahrzehnten abnehmenden Identifika-
tion der Bevölkerung mit den politi-
schen Parteien gegenwärtig nur etwa
7 Prozent der Stimmbevölkerung par-
teipolitisch organisiert sind.

Abgesehen davon ermöglicht die
parteipolitische Bindung der Richter-
schaft eine unzulässige Beeinträchti-
gung der richterlichen Unabhängig-
keit durch die Politik, was sich anhand
der periodischen Wiederwahlen zeigt,
bei denen Richter immer wieder durch
tiefe Wahlresultate im Parlament «abge-
straft» werden, weil sie an unliebsamen
Urteilen mitgewirkt haben.

Dieses Richterwahlsystem ent-
spricht nicht mehr den in Europa gelten-
den Standards und ist reformbedürftig.
Wenn die NZZ vor diesem Hintergrund
die Gerichte auch noch dazu verpflich-
ten möchte, die interne Gerichtsorga-
nisation entsprechend dem Parteien-
proporz vorzunehmen, ist das nicht nur
rechtswidrig, sondern stellt einen poli-
tisch motivierten Unfug dar.

Dr. Martin Burger,
alt Oberrichter, Kilchberg

Gleichstellung
gegenüber Gymnasien

Das Interview mit Sonja Salzano und
Toni Blaser, welche die heutige Berufs-
lehre aus der Sicht langjähriger Ausbil-
dertätigkeit beleuchten, ist hoch interes-
sant («Die heutige Überbewertung des
Gymnasiums macht die Lehre kaputt»,
NZZ 10. 2. 23).

Von meinen sieben Enkelkindern
wählten drei nach der obligatorischen
Schulzeit eine Berufslehre, und vier tra-
ten ins Gymnasium über. So liessen sich
dann aus nächster Nähe die Vor- und
Nachteile hüben und drüben verglei-
chen. Der Raum hier reicht aber nicht
einmal, um in groben Zügen darüber zu
berichten; vielmehr soll ein Vorkomm-
nis, welches sich vor drei Jahren abge-
spielt hat, zum Nachdenken anregen.

Als der Zürcher Kantonsrat eine
Einzelinitiative gutgeheissen hatte, die
allen Schülerinnen und Schülern an Mit-
telschulen jährlich zwei Jokertage zuge-
stand, fanden meine Enkel in der Lehre
dies ungerecht. Ich reichte deshalb mei-
nerseits eine Einzelinitiative ein mit
dem Ziel, auch jungen Leuten in der
Lehre solche Jokertage zu ermöglichen.

Der gleiche Rat, welcher bei der Mit-
telschule zugestimmt hatte, lehnte jetzt
ab. Das kreide ich ihm heute noch an.
Diese falsche Grundhaltung gegenüber
Lernenden in praktischen Berufen muss
einfach verschwinden.

Es ist doch wirklich stossend, dass
man ausgerechnet jenen Jugendlichen,
welche an Kantonsschulen sonst schon
zwölf Wochen Ferien beziehen und lau-
fend in den Genuss diverser kleine-
rer Schulausfälle kommen, noch zwei
Jokertage obendrauf packt, während es
dann bei den andern angeblich «nicht
geht» und auf jeder Arbeitsminute be-
standen wird.

Will man die Berufslehren attrak-
tiv halten, muss in sämtlichen Belan-
gen eine Gleichstellung gegenüber den
Mittelschulen erfolgen. Frau Salzano
im Interview hat recht. Es sind näm-
lich nicht die Leute mit den schönen
Titeln und den Jokertagen, welche
einem in zehn Jahren die Wasserhähne
reparieren.

Hans-Peter Köhli, Zürich
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Löhne und freiwillige
Entscheidungen
Gastkommentar
von MARGIT OSTERLOH, KATJA ROST und ANNINA MÖSCHING

Im Interview über Lohnunterschiede zwischen Männern und
Frauen in der NZZ vom 30. Januar 2023 betont die Wirtschafts-
professorin Conny Wunsch zu Recht, dass sich in der Schweiz viele
Frauen freiwillig für Teilzeitarbeit und damit niedrigere Stunden-
löhne entscheiden. Vor allem Frauen mit Kindern reduzieren ihr
Arbeitspensum oder nehmen einen geringer bezahlten Job in
Kauf. Weniger Arbeitsstunden und folglich weniger Berufserfah-
rung beeinflussen den Lohn negativ. Gleichwohl ist festzustel-
len, dass sich in der Schweiz für viele Einzelpersonen und Paar-
haushalte ein hohes Arbeitspensum aufgrund der progressiven
Einkommenssteuer nicht lohnt. Zählt man dazu noch die AHV-
Beiträge, so reduziert sich der effektive Nettostundenlohn um
fast einen Fünftel, wie die Ökonomen Reiner Eichenberger und
Patricia Schafer kürzlich vorrechneten. Wenn Eltern mit Klein-
kindern zudem noch Krippengebühren bezahlen müssen, wird es
für Gutverdienende in vielen Fällen finanziell unattraktiv, Voll-
zeit zu arbeiten.

Offen bleibt: Warum arbeiten insbesondere die Frauen eher
in Teilzeitpensen, nicht aber die Männer? Und das, obwohl die
Frauen heute eine ebenso gute und teilweise sogar bessere for-
male Ausbildung haben als die Männer. Eine Erklärung bietet das
sogenannte «Gender-Equality-Paradox»: Entgegen landläufigen
Vorstellungen ist die Einstellung zu Beruf und Familie umso kon-
servativer, je reicher ein Land ist. Insbesondere in wohlhabenden
Haushalten lebt man eher nach traditionellen Rollenvorstellun-
gen. Die gut ausgebildeten Frauen arbeiten Teilzeit oder bleiben
zu Hause und kümmern sich um Haushalt und Kinder, während
ihre Männer in hochbezahlten Jobs Vollzeit arbeiten.

Diese Geschlechtsstereotype werden an die Kinder bewusst
oder unbewusst «vererbt», was sich wiederum in deren Ausbil-
dungs- und Studienfachwahl niederschlägt. Dies zeigt eine Unter-
suchung, die wir kürzlich an der Universität Zürich und der ETH
Zürich durchgeführt haben: Frauen wählen zu einem hohen An-
teil typische «Frauenfächer» wie Psychologie, Soziologie, Veteri-
när- oder Humanmedizin und streben seltener eine Karriere an.

Dem weiblichen Stereotyp folgend, planen sie nach einer Fami-
liengründung eine Reduktion ihres Arbeitspensums auf deutlich
weniger als 60 Prozent, beziehungsweise sie erwägen, ganz aus
dem Beruf auszusteigen. Bei den Männern hingegen steht meist
die berufliche Karriere im Vordergrund. Sie wählen zu einem
hohen Anteil typische «Männerfächer» wie Informatik, Elektro-
technik, Finanzwirtschaft oder Maschinenbau und haben typisch
männliche Rollenvorstellungen. Es ist für sie selbstverständlich,
dass sie auch mit einer Familie weiterhin Vollzeit arbeiten.

Weil das jeweils andere Geschlecht im geschlechtsspezifisch
gewählten Studienfach unterrepräsentiert ist und heute etwa
gleich viele Frauen und Männer an den Hochschulen studieren,
kommt es zu komplementären Paarbildungen. Auf dem Heirats-
markt treffen Frauen in «Frauenfächern» vorzugsweise auf Män-
ner in «Männerfächern». Dadurch ergänzen sich die geschlechts-
typischen Vorstellungen von Männern und Frauen perfekt. So-
bald sie Eltern werden, übernehmen die Männer die Jobs mit
langen Arbeitstagen und hohen Löhnen. Die Frauen arbeiten
in familien- und kinderfreundlichen Jobs, am besten Teilzeit und
mit entsprechenden tiefen Löhnen sowie begrenzten Karriere-
möglichkeiten.

Die Aufteilung der Arbeitspensen, insbesondere in eher wohl-
habenden Bildungshaushalten, ist somit das Resultat der weiter-
hin vorhandenen geschlechtstypischen Wünsche von Frauen und
Männern. Wenn es somit die freie Wahl der Frauen ist, Teilzeit
zu arbeiten oder ganz zu Hause zu bleiben, ist das weder eine
offene noch eine versteckte Diskriminierung der Frauen. Dis-
kriminiert wird allenfalls der Steuerzahler, der ihre hohen Aus-
bildungskosten an unseren Hochschulen finanziert, aber wenig
zurückbekommt.

Margit Osterloh ist Forschungsdirektorin am Center for Research in Eco-
nomics, Management and the Arts (Crema) in Zürich. Katja Rost ist Profes-
sorin für Soziologie an der Universität Zürich. Annina Mösching ist For-
schungsassistentin am Crema.
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